
Kein  Arbeitsverhältnis  ohne
Unterschrift
geschrieben von Sandra Wittich | März 17, 2022
Im  Kanton  Graubünden  war  das  Bestehen  eines  öffentlichen
Dienstverhältnisses  strittig.  Die  Klägerin  vertrat  die
Ansicht,  es  habe  aufgrund  des  konkludenten  Verhaltens  der
Gemeindevertreter  ein  Arbeitsverhältnis  bestanden.  Die
Gemeinde hingegen war der Auffassung, dass die Klägerin ihre
Leistungen  ehrenamtlich  erbrachte.  Das  Verwaltungsgericht
hatte zu beurteilen, ob ein Anstellungsverhältnis entstanden
war oder nicht.

Sachverhalt  A.  ist  ausgebildete  Erzieherin  nach  deutschem
Recht. Sie ist die Ehefrau von G., der in der Gemeinde B.
wohnhaft war und dort während eines Schuljahrs (2017/2018) als
Schulleiter amtete. Am 25. März 2019 reichte A. gegen die
Gemeinde B. beim Verwaltungsgericht Graubünden eine Klage ein
und verlangte, es seien ihr netto Fr. 20872.50 zuzüglich Zins
seit dem 1. Juni 2018 zu bezahlen. Zur Begründung führte sie
aus, zwischen ihr und der Gemeinde B. habe trotz Fehlen eines
Arbeitsvertrages ein Arbeitsverhältnis bestanden; dieses sei
durch konkludentes Verhalten zustande gekommen. Sie habe in
den  Bereichen  Jugendarbeit  und  Schulsozialarbeit  Leistungen
für  die  Gemeinde  erbracht.  Indem  die  Gemeinde  B.  diese
Leistungen  entgegengenommen  hatte,  habe  sie  ein
Arbeitsverhältnis akzeptiert. Die Gemeinde B. habe nicht davon
ausgehen  dürfen,  dass  sie  die  Leistungen  unentgeltlich
erbringe,  zumal  sie  währenddessen  ihre  eigene  Praxis  in
Deutschland vernachlässigt habe. Falls die Gemeinde B. der
Ansicht gewesen sei, es bestehe kein Anstellungsverhältnis,
hätte sie von Anfang an intervenieren müssen. Die Gemeinde B.
brachte dagegen vor, A. stütze ihre Begehren auf ein selbst
erfundenes Konstrukt. Sie habe ihren Ehemann, den Schulleiter
der  Gemeinde  B.,  ehrenamtlich  an  die  Kommissionssitzungen
begleitet.  Ohnehin  würden  die  Kommissionen  über  keine
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finanziellen  Kompetenzen  verfügen,  insbesondere  nicht,  um
Personen  anzustellen  oder  schulische  Arbeiten  zu  vergeben.
Hinzu komme, dass ein öffentliches Dienstverhältnis ohnehin
nur durch Verfügung oder durch öffentlich-rechtlichen Vertrag
entstehen könne. Da beides nicht vorliege, habe offensichtlich
kein Anstellungsverhältnis bestanden.

A.  machte  in  Bezug  auf  die  fehlenden  Kompetenzen  der
Kommissionen geltend, dass sie die in der Gemeindeverfassung
geregelten Kompetenzen nicht habe kennen müssen, sondern sich
auf  das  Verhalten  der  Gemeindevertreter,  insbesondere  des
Gemeindepräsidenten, habe verlassen dürfen.

Entscheid

Anwendung öffentlichen Rechts
Vorab  hielt  das  Verwaltungsgericht  mit  Verweis  auf  die
herrschende  Lehre  und  Rechtsprechung  fest,  dass  das
Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Staat  als  Arbeitgeber  und
Privaten  als  Arbeitnehmende  grundsätzlich  dem  öffentlichen
Recht  unterstehe.  Privatrechtliche  Anstellungsverhältnisse
seien nur im Ausnahmefall vorzusehen und würden einer klaren
gesetzlichen  Grundlage  bedürfen.  Entsprechend  diesen
Grundsätzen  habe  die  Gemeinde  B.  in  ihrem  eigenen
Personalgesetz die Anstellungen durch die Gemeinde geregelt.

Das Verwaltungsgericht folgerte daraus, dass das der von A.
ausgeübten Tätigkeit zugrunde liegende Vertragsverhältnis aus
öffentlich-rechtlicher  Perspektive  zu  beurteilen  sei.  Dies
würde sich auch bestätigen, wenn man den Sachverhalt unter
Verwendung  der  von  Lehre  und  Rechtsprechung  entwickelten
Abgrenzungskriterien  von  öffentlich-  und  privatrechtlichen
Vertragsverhältnissen beurteilen würde: Die mit der kommunalen
Jugendarbeit  beauftragte  Person  nehme  eine  Aufgabe  im
öffentlichen Interesse wahr (Interessenstheorie) und übe eine
öffentliche Tätigkeit aus (Funktionstheorie). Die Gemeinde B.
als  Arbeitgeberin  befände  sich  gegenüber  der  beauftragten
Person  sodann  in  einem  übergeordneten  Verhältnis



(Subordinationstheorie).  Beim  von  A.  geltend  gemachten,
(angeblich) konkludent entstandenen Arbeitsverhältnis handelte
es sich somit um ein öffentlich-rechtliches.

Entstehung eines Arbeitsverhältnisses
Das  Verwaltungsgericht  erwog,  dass  ein  öffentliches
Dienstverhältnis  grundsätzlich  entweder  durch
verwaltungsrechtlichen Vertrag oder durch Verfügung begründet
werde. Im vorliegenden Fall verweise das Personalgesetz der
Gemeinde  B.  zudem  auf  das  kantonale  Personalrecht,  wonach
Arbeitsverhältnisse  mit  öffentlich-rechtlichem  Vertrag
begründet würden. Dieser bedürfe nach herrschender Lehre und
Rechtsprechung der Schriftform, da er ansonsten nichtig sei,
was in analoger Anwendung von Art. 13 OR bedeute, dass der
Vertrag von allen sich verpflichtenden Parteien unterschrieben
werden müsse.

Im  vorliegenden  Fall  war  unbestritten,  dass  weder  ein
schriftlicher  Vertrag  abgeschlossen,  noch  eine  Verfügung
erlassen  wurde,  welche  ein  Dienstverhältnis  zwischen  den
Parteien  begründen  würde.  A.  machte  deshalb  geltend,  dass
analog  der  Regelung  im  privaten  Arbeitsvertragsrecht  nach
Art.  320  Abs.  2  OR  ein  Arbeitsvertrag  durch  konkludentes
Verhalten entstanden sei.

Das  Verwaltungsgericht  präzisierte  diesbezüglich,  dass  bei
einer  Übernahme  von  privatrechtlichen  Regelungen  ins
öffentliche  Dienstrecht  oder  bei  einer  Verweisung  auf
privatrechtliche Regelungen, falls das anwendbare öffentliche
Personalrecht  keine  entsprechende  Regelung  vorsehe,  die
betreffenden  privatrechtlichen  Normen  zu  öffentlichem  Recht
würden. Das vorliegend anwendbare Personalgesetz enthalte eine
solche Verweisung, weshalb grundsätzlich auch Regelungen aus
dem  privaten  Arbeitsvertragsrecht  auf  das  zu  beurteilende
Rechtsverhältnis  (als  öffentliches  Recht)  Anwendung  finden
könnten. Es enthalte jedoch ebenso eine Bestimmung, wonach
Arbeitsverhältnisse nur mittels öffentlichrechtlichem Vertrag
begründet  würden.  Aufgrund  des  klaren,  eindeutigen  und



unmissverständlichen Wortlauts dieser Bestimmung bleibe kein
Raum  für  eine  andere  Auslegung  oder  die  Anwendung  von
privatrechtlichen  Normen.

Das Verwaltungsgericht kam deshalb zum Schluss, dass selbst
wenn  (angeblich)  ein  konkludenter  Arbeitsvertrag  entstanden
wäre, dieser aufgrund der für verwaltungsrechtliche Verträge
zwingenden fehlenden Schriftlichkeit nichtig gewesen wäre. Es
sei  somit  zu  keinem  Zeitpunkt  ein  öffentlichrechtliches
Arbeitsverhältnis entstanden.

In  der  Folge  verneinte  das  Verwaltungsgericht  auch  einen
Anspruch  von  A.  aus  Vertrauensschutz,  da  es  ihr  an  der
notwendigen  Vertrauensgrundlage  fehle.  Als  Ehefrau  des
Schulleiters  habe  ihr  bewusst  sein  müssen,  dass  eine
Anstellung  bei  der  Gemeinde  über  einen  schriftlichen
verwaltungsrechtlichen  Vertrag  hätte  erfolgen  müssen.
Zumindest  hätte  sie  sich  diese  Kenntnis  relativ  einfach
verschaffen können und erkennen müssen, dass den fraglichen
Gemeindevertretern  für  die  (angeblichen)  Zusicherungen  die
notwendige Kompetenz gefehlt hätten.

Anmerkungen
Der Entscheid des Verwaltungsgerichts des Kantons Graubünden
zeigt,  dass  die  Formalisierung  des  Anstellungsvertrages
notwendig  ist.  So  soll,  gemäss  den  Erwägungen  des
Verwaltungsgerichts,  das  Schrifterfordernis  bei  öffentlich-
rechtlichen  Verträgen  Konstellationen  verhindern,  in  denen
sich der Bürger in aufwendigen Gerichtsverfahren wiederfindet,
um  einen  (angeblich)  konkludent  entstandenen  öffentlich-
rechtlichen Vertrag zu beweisen.

Dieser  Auffassung  ist  beizupflichten.  Das  Erfordernis  der
Schriftlichkeit bietet beiden Parteien Sicherheit betreffend
den  Bestand  von  Rechten  und  Pflichten.  Dies  ist  im
Anstellungsverhältnis  von  besonderer  Bedeutung:  Das
arbeitsrechtliche (öffentliche) Vertragsverhältnis ist nicht
nur Anknüpfungspunkt für den Anspruch auf Entlöhnung, sondern



auch für weitere Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis wie die
Lohnfortzahlungspflicht bei Krankheit, den bezahlten Urlaub,
ein Arbeitszeugnis oder die Bestimmung der Modalitäten zur
Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

Steuervorlage 2017
geschrieben von Sandra Wittich | März 17, 2022
Die  Steuervorlage  17  steht  vor  der  politischen
Entscheidung. Rund 4,8 Mia. Steuerfranken stehen auf dem Spiel
–  Geld,  dass  uns  bei  der  Finanzierung  der  öffentlichen
Aufgaben und unseren Löhnen fehlen.

Diese Steuerreform geht zu weit und ist unverantwortlich. Sie
gefährdet  nicht  nur  die  Finanzierung  der  öffentlichen
Dienstleistungen  und  unsere  Löhne,  sondern  auch  die
Lebensqualität  unserer  Bürgerinnen  und  Bürger.  Die  neusten
Entwicklungen  zeigen,  dass  die  Steuervorlage  17  völlig
überrissen und unverhältnismässig ist.

Der Kommentar von Urs Stauffer zur Steuervorlage 2017 im Video
unter: https://www.facebook.com/JSSuisse/

Lohnvergleich 2018
geschrieben von Sandra Wittich | März 17, 2022
Im  Lohnvergleich  2018  fallen  der  Kanton  Zürich  mit  einer
Teuerungszulage von 0.5%, und weniger sichtbar, der Kanton
Solothurn  mit  dem  stets  gewährten  Stufenanstieg  auf.  Im
Gegensatz dazu hat der Kanton Zug im Rahmen des Massnahmen-
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Projektes  «Finanzen  2019»  alle  Beförderungen  ausgesetzt.
Andere  Kantone  und  Gemeinden  erhöhten  die  Ausgaben  für
individuelle Lohnerhöhungen oder für die Leistungslöhne.

Öffentliches Personal Schweiz publiziert seit dreizehn Jahren
regelmässig im Herbst den Lohnvergleich, der den Betrachtern
ein Instrument in die Hand gibt, um sich bezüglich einzelner
Berufe oder Berufsgruppen ein Bild zur eigenen Lohneinreihung
zu machen. Die Berufe in der öffentlichen Verwaltung sind so
vielschichtig, dass nicht alle Berufe berücksichtigt werden
konnten. Der Lohnvergleich enthält darum nur Berufe, die sehr
häufig ausgeübt werden und somit für viele Leserinnen und
Leser  brauchbare  Vergleiche  bieten.  Einzelne  Kantone  und
Gemeinden äusserten den Wunsch, anonym zu bleiben, weshalb
diese  in  den  Tabellen  durch  Zahlen  ersetzt  wurden.  Eine
Zuordnung der nicht anonymisierten Gemeinden und Kantone ist
mittels  des  Schlüssels  auf  www.oeffentlichespersonal.ch  /
Dienstleistungen / Lohnvergleich möglich.

Auf den folgenden Seiten ist eine Auswahl von Berufsfunktionen
und  den  entsprechenden  Gehälter  abgedruckt.  Weitere
Lohntabellen  sind  hier  zu  den  folgenden  Berufen  des
öffentlichen  Personals  einsehbar:

Bürohilfe
Sekretär/in
Controller/in
Chef-Programmierer/in
Steuerrevisor/in
Juristische(r) Sekretär/in
Gerichtsschreiber/in
Untersuchungsrichter/in
Departements-Sekretär/in
Berufsberater/in
Hilfspolizist/Politesse
Betreuer/in im Strafvollzug
Polizist/in
Polizei Postenchef/in
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Wegmacher/in, Betriebsangestellte/r
Küchenchef/in
Hauswart/in für Schulanlagen
Wissenschaftliche/r Mitarbeiter/in
Techniker/in mit Führungsfunktion
Kreisförster/in
Sekretär/in auf Gemeindekanzlei
Gemeindeschreiber/in
Finanzverwalter/in
Bauverwalter/in
Kindergärtner/in
Primarlehrer/in
Sek./Bez.-Lehrer/in
Berufsschullehrer/in
Mittelschullehrer/in
Oberarzt/Oberärztin
Assistenzarzt/Assistenzärztin
Pflegefachperson I
Pflegefachperson II
Pflegefachperson mit spez. Ausbildung
Dipl. Sozialarbeiter/in

Dank  den  Meldungen  der  Personalämter  konnten  kleinere  und
grössere Korrekturen in den Lohntabellen vorgenommen werden.
Werden  Lohnanpassungen  oder  Fehler  in  den  Tabellen
nachgemeldet,  so  werden  diese  auf  der  Website  gerne  und
umgehend nachgeführt werden.

Die  Gehälter  der  Lehrkräfte  stammen  aus  der
Besoldungsstatistik  des  Dachverbandes  der  Lehrerinnen  und
Lehrer Schweiz LCH



Jetzt als Buch: «Menschen im
Service public»
geschrieben von Sandra Wittich | März 17, 2022
Seit  Januar  2014  sind  in  der  ZV  Info  über  40  Interviews
erschienen, die ein abwechslungsreiches Bild der Berufe im
Dienste  der  Öffentlichkeit  zeichnen  und  aufzeigen,  welche
Persönlichkeiten hinter den Berufsfunktionen stehen, was ihre
Motivation  für  ihren  täglichen  Einsatz  ist  und  wie  sie  –
manchmal auf Umwegen – zu ihrer Berufung fanden. Eines ist
ihnen allen gemeinsam: Ihre Arbeit bereitet ihnen Freude und
sie gehen ihr mit grossem Engagement nach.

Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  hat  diese  Porträts
gesammelt  und  dokumentiert  nun  in  einer  schön  gestalteten
neuen  Publikation  erstmals  den  Service  Public  in  seiner
menschlichen und aufgabenbezogenen Vielfalt.
Das Buch «Menschen im Service public» umfasst 336 Seiten, ist
in Leinen gebunden und mit eindrücklichen Bildern gestaltet;
Informationen, welcher Bildungsweg zum jeweiligen Beruf führt,
ergänzen die Porträts. Unten finden Sie einen Blick ins Buch.

Das  Werk  eignet  sich  unter  anderem  auch  hervorragend  zur
Auflage  in  öffentlichen  Wartebereichen;  erkennbar  wird  die
Vielfalt  der  Leistungen,  die  von  Kantonen,  Städten  und
Gemeinden täglich erbracht werden.

Jetzt bestellen!

Das Buch kostet CHF 59 und kann beim Sekretariat Öffentliches
Personal  Schweiz  (ZV),  sekretariat@oeffentlichespersonal.ch
bestellt werden. Wir freuen uns über Ihr Interesse an unserem
Werk. Haben Sie Fragen? Rufen Sie uns an oder schreiben Sie
uns.
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